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Öffentliche Landtagssitzung 
Landesrechnung 1972 am 5. Oktober im Parlament 
Am Donnerstag, den 4. Oktober 
wird der  liechtensteinische' Landtag 
zu seiner nächsten, öffentlichen Sit­
zung zusammentreten. Der Beginn 
der Sitzung, die von Landtagsprä­
sident Dr. K. H. Ritter präsidiert 
wird, wurde auf 9.00 Uhr vormittags 
angesetzt. 

Sitzung 
Die Beschlüsse dieser Woche 
# Die Regierung beschliesst, die 
Teilnahme an der XXII. Internatio­
nalen Konferenz des Roten Kreuzes, 
welche vom 8. bis 15. Oktober 1973 
in Teheran stattfindet. Neben den 
Vertretern des Rotqn Kreuzes wird 
Seine Durchlaucht Prinz Nikolaus 
von Liechtenstein als Vertreter der 
Regierung an dieser Konferenz teil­
nehmen. 
% Des weiteren wird beschlossen, 
den Jahresbeitrag an die Samariter­
vereine des Landes ab 1974 von Fr. 
150.0.-^ auf Fr.- 2500.— jährlich zu  
erhöhen. 
# Dem Velo-Club Ruggell wird die 
Bewilligung zur Durchführung des 
Radkriteriums am 7. Oktober 1973 
erteilt. 
# Es wird grundsätzlich beschlosr 
sen, den Hilfs- und Oberschulen des 
Landes einen Beitrag an  die 
Schulausflüge und das Skifahren 
auszurichten. 
O Der Helvetia-Unfall-Versiche-
rungsgesellschaft, Zürich, wird der 
Beitrag a n  die obligatorische Nicht­
betriebsunfallversicherung für das 
Jahr  1972 angewiesen. 
# Folgende Subventionen werden 
zugesichert: Gemeinde Vaduz für 
den Ausbau Giessenweg, Kirch­
strasse-Marktplatz — Gemeinde 
Vaduz für Strassenbeleuchtung 
Oberdorfstrasse. 
# Folgende Arbeiten bzw. Liefe­
rungen werden vergeben: Lieferung 
und Montage der Nurglasschalter-
anlage für den Postneubau Nendeln 
— Einbau eines Bibliothekschran­
kes in der  Real- und Oberschule 
Eschen — Schreiner- und Schlosser­
arbeiten sowie Lieferung und Mon­
tage der Garagen-Kipptore für das 
Garderobengebäude beim Sport­
platz Liechtensteinisches Gymna­
sium — Baumeisterarbeiten für den 
Parkplatz beim alten Marianumge-
bäude — Schalterplatte in Natur­
stein für den Postneubau Nendeln 
— Erstellung des Bauzaunes um das 
Gelände für den  Postneubau Vaduz 
— Ganzglaseingang, Rollgitter mit 
elektrischem Antrieb, Metallrah­
men für Ausstellungswände sowie 
Werkeingangstüre für die Renova­
tion der Liechtensteinischen Kunst­
sammlungen im 2. Stock des Eng­
länderbaues. 

Nach der Vorlage und Genehmi­
gung des Protokolls der Landtags­
sitzung vom 17. Juli wird sich das 
Parlament mit zwei Gesetzesvorla­
gen befassen. 
# Die Vorlage betreffend die 
Abänderung des Gemeindegesetzes 
gelangt nach dem Abschluss des 
Vernehmlassungsverfahrens mit 
den Gemeinden nun zur ersten Le­
sung in den Landtag. 
# In zweiter und dritter Lesung 
wird die Vorlage über die Unver­
einbarkeit des Landtagsmandates 

mit anderen Mandaten und Funk­
tionen des öffentlichen Lebens (z. B. 
der Regierung) behandelt werden. 
Dieser Geselzesentivurf wurde nach 
erfolgter, erster Le§ung zur Bereini­
gung an eine Lanjitagskommission 
gegeben, die ihn ^un  wieder dem 
Plenum vorlegt. 

Einen grossen ^ a u m  innerhalb 
der Sitzung vom 4. ^Oktober wird er-
fahrungsgemäss die Behandlung 
des Rechenschaftsberichtes und der 
Jahresrechnung für 1972 der Fürst­
lichen Regierung einnehmen. Re­

chenschaftsbericht und Jahresrech­
nung iiegen seit rund zwei Wochen 
vor  und müssen nun noch vom 
Landtag genehmigt werden. 

Als fünftes Traktandum wird der 
Landtag Vorschläge zur Ernennung 
der Mitglieder der Kollegialgerich­
te zu Händen S. D, des Landesfür­
sten machen. Nach Ablauf der 
Amtsperiode bei den Gerichten sind 
die Laienrichter für folgende Kolle­
gialgerichte neu zu bestellen: 
Schöffengericht, Kriminalgericht, 
Oberqericht und Oberster Gerichts­
hof. 

Als letzter Punkt der Tagesord­
nung wird das Parlament über die 
Schaffung einer neuen Lehrerstelle 
für den Religionsunterricht an den 
Oberschulen befinden, 

Fürst und 
Fürstenhaus 
S. D. Prinz Philipp vertritt den 
LandeslUrsten an den Beisetzungs­
feierlichkeiten des Schwedenkönigs 
In Vertretung Seiner Durchlaucht 
Fürst Franz Josef II. von und zu 
Liechtenstein wird Seine Durch­
laucht Prinz Philipp von  Liechten­
stein an den Beisetzungsfeierlich­
keiten Seiner Majestät König Gu­
stav VI. Adolf von Schweden in 
Stockholm teilnehmen, Seine 
Durchlaucht Prinz Philipp wird vom 
Chef des Protokolls Walter  Kranz 
begleitet sein. 
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Landesausschuss 
der FBP tagte 
Aktuelle Tagespolitik im Vordergrund 
Die Volksabstimmung über das 
neue Wahlgesetz, die am 14. Okto­
ber stattfinden wird, das Gesetz 
über die Unvereinbarkeit und die 
Erarbeitung, eines Reglementes 
über die parteiinterne Nomination 
von Kandidaten für die kommenden 
Landtagswahlen, standen neben an­
deren Fragen im Mittelpunkt der 
schusses, die am Mittwochabend im 
letzten Sitzung des FBP-Landesaus-
Hotel Falknjs in Vaduz stattfand. 

Dem Landesausschuss, welcher 
das zweithöchste Organ innerhalb 
der FBP diarstellt, gehören neben 
den Mitgliedern der FBP-Landtags-
fraktion unter anderem auch die 
FBP-Regierungsvertreter, die Ob­
männer der Ortsgruppen, die Ge­
meindevorsteher, soweit sie von 
der FBP portiert wurden, von Am­
tes wegen an. Dazu kommen zuge­
wählte Mitglieder, darunter auch 
Vertreter des Jugendreferates der 
Partei, soweit sie nicht schon durch 
andere Funktionen dem Landesaus­
schuss zugehören. 

Nominationen für die 
Kollegialgerichte 
Da die Amtsperiode für die Kolle­
gialgerichte demnächst ausläuft, 
hatte der FBP-Landesausschuss No­
minationen von Laienrichtern vor­
zunehmen, und zwar für das Schöf-

Im Mittelpunkt einer hervorragend 
besuchten FBP-Landesausschuss-
sitzung vom Mittwochabend in 
Vaduz standen aktuelle tagespoli­
tische Fragen. Unser Bild zeigt 
einen Blick in die Versammlung, 
die reges Interesse zeigte. 

(Foto: Kieber) 

fengericht, das Kriminalgericht, die 
beiden Senate des Obergerichtes 
und für den Obersten Gerichtshof. 

Aufgrund der von der  Delegier-
tenversammlüng im Jahre 1969 be­
schlossenen Amtsdauerbeschrän­
kung, konnte nur  ein Teil der bis­
herigen Laienrichter für eine neue 
Amtsperiode nominiert werden. 11 
Nominationen waren neu  vorzuneh­
men. Es gab keinerlei Kampfstim­
mungen. Die am Mittwoch nomi­
nierten Richterkandidaten werden 
nun dem Landtag zur Wahl  vorge­
schlagen. 

Parteipräsident Dr. Peter Marxer 
dankte den aufgrund der  Mandats­
dauerbeschränkung ausgieschiede-
nen Mitgliedern in den Kollegialge­
richten für ihren Einsatz. 

Der Landesausschuss hatte dar­
überhinaus die Nomination eines 

Stiftungsrates für das Liechtenstei­
nische Landesmus'eum vorzuneh­
men. 

Orientierungsveranstaltungen zum 
neuen Wahlgesetz 
Der Landesausschuss begrüsste den 
Beschluss des Vorstandes, in spe­
ziellen Informationsabenden über 
die Unterschiede zwischen dem 
neuen und dem alten Wahlsystem 
aufzuklären. Djeses Vorgehen ent­
spricht der Absicht der FBP, den 
Bürger objektiv über Vor- und 
Nachteile des bisherigen und des 
neuen Wahlsystems zu informieren 
und ihm so (ohne einseitige Befür­
wortung oder Ablehnung) die Mög­
lichkeit zu geben, allein darüber zu 
entscheiden, nach welchem Wahl­
modus e r  künftig seine Volksver­
tretung wählen will. 

Unvereinbarkeitsgesetz diskutiert 
Das Gesetz über die Unvereinbar­
keit des Landtagsmandates mit an­
deren Funktionen des öffentlichen 
Lebens, welches voraussichtlich im 
nächsten Landtag in dritter Lesung 
behandelt wird, wurde auch im 
Rahmen der Landesausschussitzung 
eingehend diskutiert. Im Mittel­
punkt des Interesses stand unter 
anderem die Frage der Unverein­
barkeit des Landtagsmandates mit 
dem Mandat des Gemeindevor­
stehers. 

Reglement zur Aufstellung von 
Landtagskandidaten 
Eingehend befasste sich der Lan­
desausschuss auch mit einem Ent­
wurf zu einem Reglement über die 
parteiinterne Nomination von  
Landtagskandidaten, die gemäss 
Statuten vom Parteitag (Delegier­
tenversammlung) vorgenommen 
werden muss. Verschiedene Abän-
derungsanträge aus den Reihen des  
Landesausschusses wurden entge­
gengenommen. Der bereinigte Ent­
wurf soll nun in der nächsten Lan­
desausschussitzung im Laufe <3es 
Oktober erneut vorgelegt werden. 

Dr. Walter Kieber: Einigkeit und 
Geschlossenheit 
In einem kurzen Referat, das von 
den Mitgliedern des FBP-Landes-
ausschusses mit anhaltendem Bei­
fall aufgenommen wurde, ging 
Vizeregierungschef Dr. Walter Kie­
ber auf verschiedene, parteiinterne 
Fragen ein. Zum Schluss seiner 
Ausführungen, die wir nachstehend 
auszugsweise wiedergeben, rief Dr. 
Kieber die FBP-Mitglieder auf, ihre 
bisherige Einigkeit und Geschlos­
senheit auch in den kommenden 
Wochen und Monaten unter Beweis 
zu stellen. 

Die aktuelle 
Frage 
Haben Abstimmungsparolen einen 
Sinn? 
Am 12. und 14. Oktober findet die 
Volksabstimmung über das  neue 
Wahlgesetz statt. Den Landtag pas­
sierte die Vorlage einstimmig. Die 
VU sprach sich für das  neue Gesetz 
aus, weil sie die Initiantin desselben 
ist, die FBP-Fraktion stimmte im 
Landtag ja, weil s ie  einem neuen 
Wahlsystem — falls e s  von der Mehr­
heit der  Stimmbürger gewünscht 
w i r d —  nicht im Wege stehen will. 
Drei Wochen vor dem Urnengang 
beginnen sich Fronten abzuzeich­
nen. Die VU hat am Donnerstag 
durch ihre Presseorgan die Ja-
Parole herausgegeben: «Schluss mit 
den Wahlverfälschungen». Am Frei­
tag meldete sich der «Liechtenstei­
ner Wochenspiegel» — mit der Nein» 
Parole: «Die Nachteile überwiegen.» 
— Das «Vaterland» legt sich ein­
seitig für das  neue Wahlsystem fest 
und lässt kein gutes Haar am alten, 
der «Wochenspiegel» macht in etwa 
das  Gegenteil. Liechtenstein hat 
mehr als 40 Jahre lang nach dem al­
ten Listenproporz gewählt. Trotzdem 
sind wir nicht untergegangen. Liech­
tenstein wird wahrscheinlich auch 
mit dem neuen Wahlgesetz weiter­
existieren, falls e s  die Stimmbürger 
dieses Landes einführen wollen. — 
Haben Partei- und Abstimmungspa­
rolen in reinen Sachfragen, wie sie 
das  neue Wahlgesetz sicher dar­
stellt, überhaupt einen Sinn? Mutet 
man dem Bürger nicht zu, dass  er  
die Entscheidung selbst treffen 
kann? Ist e s  nicht wertvoller, wenn 
man ihn objektiv über Vor- und 
Nachteile beider Systeme informiert 
und ihm selbst überlässt, welchen 
Weg e r  gehen will? Denn eines ist 
unbestritten: e s  gibt kein perfektes 
Wahlsystem, das  allen Wünschen 
gleichermassen gerecht wird. Objek­
tive Aufklärung über die verschie­
denen Aspekte einer Sachfrage wie 
sich dies die FBP im Rahmen von 
Aufklärungsversammlungen in allen 
Gemeinden zum Ziel setzt, können 
(im Gegensatz zu Parolen) eine 
echte Entscheidungshilfe für den 
Bürger sein. 
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